Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen und Herren,
Die Rheinische Post schreibt in Ihrer Online Ausgabe vom 11. Februar 2016:

„In den Sommerferien sind große Staus zu erwarten“. Weiter heißt es dort: „Die Stadt sperrt in den großen Ferien die Schlebuscher Straße. Gleichzeitig wird die Oulustraße saniert.“ Es wird dann die Frage gestellt: „Sind damit Megastaus unvermeidbar?“

Genau das aber möchten wir durch unseren Antrag „ Die Verwaltung setzt sich mit TBL und Straßen NRW zusammen und erarbeitet für die während der Sommermonate geplanten Straßenbaustellen einen Zeitplan, der einem verkehrsfreundlichen Baustellenmanagement entspricht“ vermeiden.

Jetzt liegt mir seit gestern die Stellungnahme der Verwaltung zu unserem Antrag vor.

Der erste Satz erstaunt und wirft Fragen auf: „Die Erstellung eines Zeitplanes hinsichtlich der Abwicklung von Baumaßnahmen durch Straßen NRW ist derzeit nicht möglich.“ Warum sollte es nicht möglich sein, einen Zeitplan zu erstellen? Die Stellungnahme liefert dazu einige Argumente:

1. Es kann zu Verzögerungen kommen, weil gerade in den Sommerferien ich zitiere“ einige Firmen ihre Betriebe schließen, da sie selbst Betriebsferien machen“. Aber hallo, ich schließe mit den Firmen einen Vertrag, der die Firmen verpflichtet, in einer bestimmten Zeit die Arbeit zu erledigen, wenn die Firma in den Ferien schließt, das weiß ich vorher, dann bekommt sie keinen Auftrag.
2. Aus Zeitgründen springe ich und komme zu einem Argument, wo ich sage, hier muss die Landesregierung dringend etwas ändern: „Straßen NRW ist nicht verpflichtet, seine Maßnahmen vorab mit der Verwaltung abzustimmen, sofern Umleitungsverkehre über das eigene Straßennetz abgewickelt werden.“ Diese Regelung ist meiner Meinung nach nicht zeitgemäß, denn Straßen NRW müsste in der Tat verpflichtet sein, die besagten Maßnahmen mit der jeweiligen Kommune, die ja unmittelbar betroffen ist,  abzustimmen, auch wenn Umleitungsverkehre über das eigene Straßennetz abgewickelt werden.
3. Ein letztes Argument der Stadtverwaltung zeigt eindeutig Handlungsbedarf  auf: „Eine langfristige vorausschauende Planung ist aber nur mit einer entsprechenden Personalintensität möglich, die weder bei den Technischen Betrieben der Stadt Leverkusen noch im Fachbereich Straßenverkehr zur Verfügung steht und erst geschaffen werden müsste.“

Zu diesem Argument sagen wir als FDP-Ratsgruppe sehr deutlich: Dann müssen solche Personalressourcen geschaffen werden, wenn wir in den nächsten Monaten und Jahren nicht in unserem eigenen Verkehr „ersticken“ wollen.
Mein Fazit: Die Stellungnahme der Verwaltung ist unserer Meinung nach mehr als frustrierend, da sie offenbart, dass die Stadtverwaltung noch keine geeigneten Mittel gefunden hat, die vorhersehbaren massiven Verkehrsprobleme in unserer Stadt im Sinne der Leverkusener Bevölkerung konstruktiv zu managen. Aber nicht nur die Stadtverwaltung ist gefordert. Auch die Politik muss in den nächsten Monaten Entscheidungen herbeiführen,  um ein Verkehrschaos in unserer Stadt zu vermeiden.
Unseren Antrag halten wir weiter aufrecht und stellen ihn zur Abstimmung.

Vielen Dank!

